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der festgelegten Überwachungsmaßnahmen sind Messungen 
der Kontamination vorzunehmen:

1. der bodennahen Atmosphäre durch den Meteorologischen 
Dienst der DDR,

2. der Gewässer durch das Ministerium für Umweltschutz 
und Wasserwirtschaft,

3. der pflanzlichen und tierischen Produkte durch das Mini­
sterium für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft.

Die Ergebnisse der Messungen sind dem Staatlichen Amt für 
Atomsicherheit und Strahlenschutz zu übergeben. Die zentrale 
Auswertung der Überwachungsergebnisse obliegt dem Staat­
lichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz.

(6) Das Staatliche Amt für Atomsicherheit und Strahlen­
schutz ist berechtigt, im Rahmen der staatlichen Überwa­
chung den Leitern von Betrieben Auflagen zu erteilen. Es 
kann insbesondere von ihnen fordern, Strahlenwerktätige und 
Bedienungspersonal zeitweilig nicht als solche einzusetzen, 
Räume und Anlagen zu sperren und medizinische Maßnah­
men durchzuführen oder zu veranlassen. Die Auflagen haben 
schriftlich zu ergehen und eine Rechtsmittelbelehrung zu ent­
halten.

§ 7
Betriebliche Kontrolle

(1) Bei der Anwendung der Atomenergie sind die betrieb­
liche Kontrolle der Einhaltung der Rechtsvorschriften, der 
Festlegungen in der Erlaubnis, der betrieblichen Festlegungen 
und der erteilten Auflagen zu Atomsicherheit und Strahlen­
schutz durch die Leiter der Betriebe zu gewährleisten. Insbe­
sondere sind die nukleare Sicherheit, der physische Schutz, 
die Nachweisführung über radioaktive Stoffe einschließlich 
der Abgabe radioaktiver Auswürfe und Abfälle sowie die aus 
der Anwendung der Atomenergie resultierenden Strahlen­
belastungen, Kontaminationen und Ortsdosisleistungen an 
Arbeitsplätzen und in der Umwelt zu überwachen sowie das 
Kernmaterial zu kontrollieren.

(2) Zur betrieblichen Kontrolle haben die Leiter der Be­
triebe Kontrollbeauftragte für Strahlenschutz (nachfolgend 
Strahlenschutzbeauftragte genannt) einzusetzen. Ihre Einset­
zung entfällt bei Registrierung oder Anmeldung oder, wenn 
in der Genehmigung festgelegt wird, daß ein Strahlenschutz­
beauftragter nicht erforderlich ist.

(3) Die Leiter der Betriebe, in denen Kernanlagen eingesetzt 
werden oder der Verkehr mit Kernmaterial erfolgt, haben 
entsprechend den Rechtsvorschriften Kontrollbeauftragte für 
einzelne oder mehrere Bereiche der Atomsicherheit, wie 
nukleare Sicherheit, Kernmaterialkontrolle oder physischen 
Schutz, einzusetzen. Mit Zustimmung des Staatlichen Amtes 
für Atomsicherheit und Strahlenschutz können diese Funktio­
nen vom Strahlenschutzbeauftragten wahrgenommen werden.

(4) Die Kontrollbeauftragten erfüllen ihre Aufgaben als Be­
auftragte der Leiter der Betriebe und sind ihnen gegenüber 
für ihre Tätigkeit verantwortlich und rechenschaftspflichtig. 
Die Leiter der Betriebe haben die Voraussetzungen für die 
Tätigkeit der Kontrollbeauftragten zu schaffen. Die Einset­
zung der Kontrollbeauftragten bedarf der Bestätigung des 
Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz.

(5) Die Betriebe können vereinbaren, daß sie gemeinsam 
von einem Kontrollbeauftragten kontrolliert werden, wenn 
der Umfang der Kontrollaufgaben in den beteiligten Betrie­
ben dies zuläßt und das Staatliche Amt für Atomsicherheit 
und Strahlenschutz dem zustimmt. Die Kontrollaufgaben sind 
in dem Arbeitsvertrag zu vereinbaren, den der Kontrollbeauf­
tragte mit einem dieser Betriebe abschließt. Die Begründung 
von Arbeitsrechtsverhältnissen mit weiteren von ihm kontrol­
lierten Betrieben ist nicht zulässig.

(6) Erfordern in einem Betrieb Art oder Umfang der An­
wendung der Atomenergie mehrere Kontrollbeauftragte, so 
können mit Bestätigung oder auf Veranlassung des Staat­
lichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz Haupt- 
kontrollbeauftragte zu deren Anleitung und Kontrolle ein­
gesetzt werden.

§ 8
Strahlenschutzmedizinische Kontrolle der Werktätigen

(1) Strahlenwerktätige und Bedienungspersonal sind durch 
Tauglichkeits- und Überwachungsuntersuchungen strahlen­
schutzmedizinisch zu kontrollieren. Die strahlenschutzmedizi­
nische Kontrolle dient der Verhütung von Eigen- und Fremd­
gefährdungen sowie der Erhaltung der Gesundheit. Im Er­
gebnis des ärztlich festgestellten Gesundheitszustandes ist 
arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogen die Tauglichkeit zu beur­
teilen. Das Ergebnis ist dem Leiter des Betriebes und dem 
Werktätigen mitzuteilen.

(2) Die strahlenschutzmedizinischen Tauglichkeits- und 
Überwachungsuntersuchungen sind von Strahlenschutzärzten 
durchzuführen. Die Strahlenschutzärzte haben über die Er­
gebnisse der strahlenschutzmedizinischen Kontrollen dem 
Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz zu 
berichten. Die Rechte und Pflichten der Strahlenschutzärzte 
werden vom Präsidenten des Staatlichen Amtes für Atom­
sicherheit und Strahlenschutz im Einvernehmen mit dem Mi­
nister für Gesundheitswesen festgelegt.

(3) Art, Umfang und Methoden der strahlenschutzmedizini­
schen Tauglichkeits- und Überwachungsuntersuchungen rich­
ten sich nach den Tätigkeitsanforderungen, den tätigkeitsbe­
dingt zu erwartenden Strahlenbelastungen sowie der Gesamt­
heit der Schad- und Belastungsfaktoren am Arbeitsplatz. Sie 
werden in Rechtsvorschriften geregelt.

Gewährleistung des Strahlenschutzes

§ 9
Grundsätze

Zum Schutz von Leben und Gesundheit des Menschen ist 
der Strahlenschutz so zu gestalten, daß nichtstochastische 
Strahlenschäden ausgeschlossen und die Wahrscheinlichkeit 
für das Auftreten von stochastischen Strahlenschäden auf ein 
wissenschaftlich vertretbares und für die Gesellschaft an­
nehmbares Maß begrenzt werden.

§10
Rechtfertigung

Jede Art der Anwendung der Atomenergie bedarf des 
Nachweises, daß sie bei zuverlässiger Gewährleistung des 
Schutzes von Leben und Gesundheit des Menschen sowie des 
Schutzes der Umwelt zum Nutzen der sozialistischen Gesell­
schaft erfolgt.

§11
Strahlenschutzgrenzwerte

(1) Primäre Grenzwerte für die individuelle Strahlenbela­
stung von Strahlenwerktätigen und einzelnen Personen aus 
der Bevölkerung werden vom Präsidenten des Staatlichen 
Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz festgelegt. Diese 
dürfen nicht überschritten werden.

(2) Auf der Grundlage der primären Grenzwerte werden zur 
Durchführung praktischer Strahlenschutzmaßnahmen sekun­
däre Grenzwerte, abgeleitete Grenzwerte, betriebliche Grenz­
werte, Referenzschwellen sowie Freigrenzen festgelegt.

(3) Bei dem Nachweis der Einhaltung der Grenzwerte ge­
mäß den Absätzen 1 und 2 sind Strahlenbelastungen, die nicht 
durch die Anwendung der Atomenergie verursacht werden, 
und Strahlenbelastungen von Patienten infolge medizinischer 
Maßnahmen nicht zu berücksichtigen.

(4) Die Grenzwerte gemäß den Absätzen 1 und 2 gelten nicht 
für Strahlenbelastungen von Patienten infolge von medizi­
nischen Maßnahmen.

§12
Optimierung

Strahlenschutzmaßnahmen sind so zu planen und durchzu­
führen, daß bei der Anwendung der Atomenergie die indi­
viduellen und kollektiven Strahlenbelastungen der Strahlen­
werktätigen und der Bevölkerung sowie die Kontamination 
der Umwelt so niedrig gehalten werden, wie mit einem ge­
sellschaftlich annehmbaren Aufwand erreichbar ist. Festle-


